[NAME]
[Straße]
[PLZ Ort]
An die Bundesnetzagentur

Stichwort: Netzausbau

Postfach 80 01

53105 Bonn

Idstein, XX.August 2018

Projekt Ultranet - Höchstspannungsleitung (HGÜ) Osterath – Philipsburg

Hier: Abschnitt D, Vorhaben 2 Weissenthurm – Riedstadt, Region Idstein 

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Antragstellung des Übertragungsnetzbetreibers Amprion GmbH auf Bundesfachplanung für das oben genannte Vorhaben und Vorlage der Unterlagen gem. §§ 6 + 8 + 9, Abs. 3 und 6 NABEG mache ich als betroffener Eigentümer des Wohngrundstücks [Straße, PLZ, ORT], von unserem Äußerungsrecht fristgemäß Gebrauch und erheben folgende Einwände:

Eine linksrheinische Trassenführung wurde nicht hinreichend geprüft
1. Bei einer Festlegung auf den rechtsrheinischen Leitungsverlauf zu diesem frühen Zeitpunkt wird eine Situation geschaffen, bei der aus wirtschaftlichen Gründen das Schutzgut „Mensch“ ignoriert wird. Den zu erwartenden Einwänden und Bedenken zu Abschnitt D ist bei dieser frühen Festlegung auf die rechtsrheinische Leitungsführung eine wesentliche Alternativmöglichkeit genommen. 
2. Die durchschnittlich doppelt so große Betroffenheit bei den Kriterien „Siedlungsräume“ bzw. „sensible Nutzung“ wie auch von Flächen mit „Überspannung“ - jeweils in der Kategorie sehr hoher Raumwiderstand (RWK I) – lässt eindeutig Vorteile der linksrheinischen Trasse erkennen, die sich jedoch nicht im Endergebnis der Raumverträglichkeitsanalyse widerspiegeln.

3. Im Gegensatz zu einer reinen Genehmigungsplanung muss die Bundesfachplanung nicht nur die reine Zulässigkeit einer Trassenmitbenutzung erfassen, sondern auch den Einfluss auf die Raumverträglichkeit im Hinblick auf das Schutzgut „Mensch“ prüfen
Es fehlt eine Raumverträglichkeitsstudie für die linksrheinisch gelegenen Alternativtrassenkorridore (§ 5 Abs. 1 Satz 4 und 5 NABEG) . 

4. Ich erkenne darin ein abwägungsfehlerhaftes Vorgehen zu Lasten des Schutzguts „Mensch“.
5. Im Ordner 4 weisen die Seiten 4-21 erhebliche Vorteile für die linksrheinische Trasse mit den Alternativen 2a und 2b aus. So zum Beispiel die Anzahl der Riegel, die eine Verlegung des Korridors erzwingen: Bei der rechtsrheinischen Trasse mit den Alternativen 1a und 1b sind 29, bei linksrheinischen Trasse nur 11 Riegel. Einem sehr hohen Raumwiderstand bei Wohnbauflächen von rechtsrheinisch 1.042 stehen dem linksrheinisch nur 492 entgegen. Dennoch wird die rechtsrheinische Trassenführung bevorzugt!
6. Anhang A ,Tabelle A.1-1: Nutzung bestehender Freileitungen als Planungsziel bedeutet, es geht nicht um (für die Schutzgüter) optimalen Leitungsverlauf und also auch nicht um eine Korridorsuche, sondern der Verlauf der Leitung steht aus wirtschaftlicher Interessenlage des Vorhabenträgers bereits fest, nämlich auf den bestehenden Masten der rechtsrheinischen Bestandstrasse. Wenn das Ziel die Nutzung bestehender Masten auf der rechtsrheinischen Bestandstrasse  ist, ist das ganze Beteiligungsverfahren eine Farce, da das Ergebnis schon feststeht. Wo bleibt da die Abwägung?
Ultranet als Altbausanierung? Ultranet ist ein Neubau!

1. Ich bezweifle, dass es rechtmäßig ist, einfach die HGÜ Leitung auf die bestehende Trasse aufzulegen. Da die ursprüngliche Leitung aus den zwanziger Jahren ( ca.1925) maximal 220 kV vorgesehen haben dürfte, dürfte spätestens die Änderung auf 380 kV eine wesentliche Änderung darstellen, die eines Planfeststellungsverfahrens bedurft hätte. Die geplante Änderung von Wechselstrom auf die Nutzung „Gleichstrom und Wechselstrom“ zusammen, ist unseres Erachtens eine weitere wesentliche Änderung. Ich gehe davon aus, dass dies als Neubau zu werten ist und deshalb mindestens der Abstand von 400 m zur Wohnbebauung einzuhalten sei. 
Die Vorhabenträgerin beantragt den Wechsel von Gleichstromnetzbetrieb auf Wechselstromnetzbetrieb auf ein- und derselben Leitung. Mit dieser Umschaltoption handelt es sich nicht mehr um eine „NABEG-VORHABEN“ mit der Folge, daß die Bundesfachplanung nicht zuständig ist.
2. Die Ansicht, dass es sich nur um eine Änderung und keinen Neubau handele, kann nicht hingenommen werden. Diese Leitung erfordert zumindest an ihren Endpunkten den Neubau von Konvertern, die größenmäßig mehrere Fußballfelder umfassen (etwa 100.000 m² bei Bauhöhen bis zu 18 m). Der Betrieb der HGÜ-Leitung ist nur mit diesen Konvertern möglich. Die Strecke ist im Gesamten zu betrachten und daher als Neubau einzustufen.

3. Anlage_I_Natura_2000_Weißenthurm-Riedstadt 21.2.3.2 , Seite 305: Masten sollen versetzt und neu gebaut werden (z.B. 3 neue Masten). Dies ist ein Neubau.

4. Kapitel 3.1.3, Seite 3-18 : Eine Erprobung der Hybridtechnologie wäre auch möglich wenn kurze Strecken zur Umgehung von Wohnraum als Erdkabel verlegt würden. Die Umschaltoption für Drehstrom wird bei anderen Projekten auch nicht eingeplant und ist auch hier nur als theoretisch anzusehen, da die HGÜ im Gleichstrombetrieb die vorrangige Betriebsart ist. Bereits jetzt scheint diese Leitung nicht gebraucht zu werden, da sie schon seit Jahren abgeschaltet ist.
Im BBPLG wird die Erdverkabelung nicht ausgeschlossen sondern nur dem „E“ kein Vorrang gegeben (§4 und Anlage (zu § 1 Absatz 1) Bundesbedarfsplan)). Eine Umschaltoption ist auch nicht erwähnt. Der Beschluss des Ausschuss für Wirtschaft und Energie (BT-Drucksache 18/6909, S. 45) wurde so im Gesetz nicht umgesetzt.
Die gesundheitlichen Risiken sind unabsehbar. Die betroffene Bevölkerung wird als Versuchskaninchen missbraucht!
1. Eine Gesundheitsgefährdung durch die Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungstechnik (HGÜ) ist nicht abschätzbar! Der Ergebnisse der Untersuchungen/Forschungen zur Kinderleukämie, Alzheimer-Demenz oder Krebserkrankungen insbesondere Brustkrebs sind nicht zufriedenstellend. Die Untersuchungen des Bundesamts für Strahlenschutz hierzu sind nicht abgeschlossen! 

2. Ionisierung der Schmutzpartikel in der Luft und deren Auswirkung auf den Menschen sind nicht erforscht. (siehe auch Deutscher Bundestag „Drucksache 18/5948“). Diese sind noch kilometerweit messbar! Die Untersuchungen des Bundesamts für Strahlenschutz hierzu sind nicht abgeschlossen! 

3. Es befinden sich etliche zukünftige Hybridmasten im Bereich der Raumwiderstandsklasse I, deren Abstand zu Wohngebieten weit unter dem Mindestabstand von 400 m liegen, die bei Neubau einzuhalten sind. So ist unser Haus nur 50 m von den Masten entfernt. (Wert individuell eintragen oder Satz streichen)
4. Geräuschentwicklung ‒ „Akustische Belästigung durch lokale Entladungen“ ‒ entlang der Leitungen ist nicht zu akzeptieren. Die Vorhabenträgerin hat die Richtwerte nach Nr. 6.1 TA Lärm rechtswidrig in ihrem Sinne erhöht. Demzufole sind die Genehmigungsvoraussetzungen nach Nr. 3.2.1. Abs. 6 TA Lärm nicht gegeben.
5. Die angegebenen Grenzwerte sind derzeit nicht nachvollziehbar. Es handelt sich hier um ein sogenanntes „Pilotprojekt“ oder auch einen „Feldversuch“, ohne das bisher Erfahrungswerte näherungsweise vorliegen. Die Strahlen-Schutz-Kommission (SSK) fordert vorweg zusätzliche Humanstudien dazu. Vorher nicht Nachher! Die Untersuchungen des Bundesamts für Strahlenschutz hierzu sind nicht abgeschlossen!
Des Weiteren hat Amprion selbst bereits heute in Idstein einen Wert von 4,9 kv/m gemessen, der damit bereits sehr nah am derzeitigen zugelassenen Grenzwert von 5,0 kv/m liegt!
6. Die Anwohner werden bei Betrieb der HGÜ-Leitung als Versuchsobjekte missbraucht. Untersuchungen über die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch fehlen. Die Untersuchungen des Bundesamts für Strahlenschutz hierzu sind nicht abgeschlossen! 

Bezugnehmend auf die Aktenlage fällt ergänzend auf:
7. Kapitel 5.2.1.2.1, Seite 5-45ff: Magnetische Gleichfelder werden zunächst der Kategorie A zugeordnet. Ein vorsorglicher Betrachtungsraum von 400 m Abstand wird eingerichtet. Dies wohl da man sich trotz bestehender Grenzwerte nicht sicher über die tatsächlichen Auswirkungen ist. Dieser Abstand wird aber bei den Bestandsleitungen zum Teil deutlich unterschritten! Es besteht Gesundheitsgefährdung!

8. Kapitel 5.2.1.2.1 ,Seite 5-47: Die Geräuschimmission wird als relevant eingestuft. Ein Dauergeräusch ist zu erwarten. Bei schönem Wetter von Gleichstrom, bei feucht-nassem Wetter vom Drehstrom. Dies ist hauptsächlich Nachts relevant. Störung der Nachtruhe führt zur Gesundheitsgefährdung!

9. Anhang C1.1.1, Kapitel 8.3 : Im Landesentwicklungsplan Hessen steht unter anderem, dass bei der Lärmbelastung alle, auch die bestehenden Lärmquellen zu berücksichtigen sind. Einer Zunahme des Lärms ist entgegenzuwirken. Dies ist nirgendwo gegeben. Alle Lärmprognosen beziehen sich ausschließlich auf den durch die Leitungen erzeugten Lärm.

10. Anhang C1.1.3, Kapitel6.2.-1: Regionalplan Mittelhessen – Belastungen durch Immissionen  (Lärm) sollen möglichst beseitigt, neue verhindert werden. Dies ist in der Bewertung als „nicht maßgeblich“ markiert.

11. Anhang C1.1.3, Kapitel6.2.-6: Regionalplan Mittelhessen – Umgebungslärm soll verhindert werden. Dies ist in der Bewertung als „nicht maßgeblich“ markiert.

Die hohen Kosten einer Erdverkabelung erscheinen fingiert und überzeugen nicht!
1. Kapitel 7.1.18, Seite 7-1: Für einen Neubau der gesamten Strecke als Freileitung werden Investitionskosten von 165 Millionen € gegenüber 22 Mio. bei Nutzung der vorhandenen Leitungen angegeben. Eine Einsparung von 143 Mio. Für eine Erdverkabelung käme man bei Schätzung der vierfachen Kosten auf 660 Mio.(Es gibt aber bereits heute schon deutlich günstigere Methoden der Erdverkabelung. Die Schätzung ist veraltet!). Würde man die Leitung direkt nach Emden weiter bauen könnte man sich einen Konverter für 900 Mio. sparen und die gesparten Millionen würden für die geforderte Erdverkabelung / Trassenverschwenkungen ausreichen. Am Ende könnte sogar noch Geld eingespart werden! Die Auswirkungen auf die Stromkosten wären somit noch geringer!
Das Grundgesetz wird verletzt!

Die Fachgesetze für Energiewirtschaft weisen das Projekt Ultranet als Pilotprojekt aus. Verschiedene Bundesländer wie zum Beispiel Niedersachsen oder Bayern sehen daher zum Schutz ihrer Bevölkerung Erdverkabelung vor.
Einzig für das Projekt Ultranet hat der Gesetzgeber von fünf vergleichbaren Projekten von Leitungen, die quer von Nord nach Süd durch die Bundesrepublik Deutschland führen, das „E“ aus dem Gesetz gestrichen und somit eine zwingende Erdverkabelung wie in den anderen Projekten offen gelassen. Der Wegfall des „E“ bedeutet im Übrigen nach gängiger Rechtsauffassung kein Verbot einer Erdverkabelung, sondern erzwingt eine Erdverkabelung nur nicht. Nichtsdestotrotz bleibt sie als Möglichkeit bestehen.
Die betroffene Bevölkerung wird hier also bisher unbekannten Risiken schutzlos ausgesetzt. Insofern wird das Grundgesetz wie folgt verletzt:

· Das Pilotprojekt ULTRANET ist das einzige von 5 Pilotprojekten für das keine  Erdkabel vorgesehen ist.. Die Vorhabenträgerin weist in Kapitel 3, Seite 18 auf „die Notwendigkeit zügig Erfahrungen mit der Hybridtechnologie zu sammeln“ hin. 
Mit dem vorrangigen „Schutzgut Mensch“ sind auch in Hessen keine zügigen Erfahrungen zu sammeln, es ist zu schützen. Damit verstößt diese Trasse sowohl gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz von Art. 3 Abs. 1 GG als auch gegen Artikel 2 des GG: Anrecht auf körperliche Unversertheit. Die Anwohner entlang der Trasse Ultranet werden eindeutig benachteiligt und besonderen Risiken ausgesetzt, die bisher nicht hinreichend erforscht wurden. 

· Es droht zudem eine erhebliche Wertminderung der Immobilien von mindestens 15 bis 20 Prozent (im Extremfall bis zu 50 Prozent) und schlechtere Vermietbarkeit (Verletzung des Artikel 14 GG: Schutz von Eigentum).
26. BImSchV

Die Vorhabenträgerin hat nur 4 Imissionsorte auf der langen Strecke von 110 km durch viel Ortschaften untersucht. Hiermit liegt ein Verstoß gegen § 3a S. 1 Nr.1 vor. Die 26 BImSchV fordert, daß alle Orte im Einwirkungsbereich zu untersuchen sind, „die zum dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind“.
Ein von der BImschV geforderte Minimierungskonzept für diese Orte hat die Vorhabenträgerin nicht vorgelegt. Das trifft für jeden denkbaren Trassenverlauf zu. Die Unterlagen zu dem Mnimierungsgebot sind ungenügend. Für die linksrheinische Trassenalternative fehlen sie vollständig.
Auf dieser Grundlage kann die Bundesfachplanung nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden.
Die Bürgerbeteiligung gerät nach bisherigen Prozessverlauf zur Farce!

Die Frist zur Einsicht in die von Amprion veröffentlichten Unterlagen fiel komplett in die hessischen Sommerferien. Ein Schelm, der dabei Böses denkt! Die betroffenen Bürger haben gerade einmal zwei Monate Zeit, zu den Unterlagen Stellung zu nehmen und einen Monat Zeit zur Einsichtnahme. Die Unterlagen umfassen dabei 16 Ordner mit ca. 3.000 Seiten. Um die Materie verstehen zu können benötigt man im Grunde Kenntnisse von mindestens sieben Verwaltungsfachgesetzen sowie Kenntnisse aus der Physik und den Ingenieurwissenschaften. Erschwerend kam hinzu, dass die Einsichtnahme für Idstein nur im rund 30 km entfernten Bad Schwalbach vollzogen werden konnte und dies nur während der behördlichen Öffnungszeiten. Die Lesbarkeit der Onlinedokumente war schlicht nicht möglich. Diese erschwerenden Umstände machen eine gesetzlich vorgeschriebene Bürgerbeteiligung zur Farce.

Aufgrund der ausgeführten Gründe kann ich Ultranet in der geplanten Form nicht zustimmen.
Stattdessen fordere ich, dass entweder eine Erdverkabelung oder eine Verschwenkung der Trasse an die BAB A3 (Bündelungsgebot) erfolgt. Das absolute Minimum ist, dass der Abstand von 400 Metern zur Wohnbebauung eingehalten wird, wie es das Gesetz für Neubauten (und nichts anderes ist der Einsatz einer neuartigen Technik!) vorschreibt.
Hochachtungsvoll

[Name]
